
Prüfung, ob der festgestellte Sachverhalt der Form wie 
dem Inhalt nach ein Verbrechen ist. Daraus ergibt sich, 
daß der materielle Verbrechensbegriff durch unseren 
Staat spätestens seit dem Erlaß der Strafprozeßord­
nung gesetzlich anerkannt, wenn auch noch nicht defi­
niert worden ist. Es wird durch die Anwendung des 
materiellen Verbrechensbegriffs also nicht nur dem 
Wesen unserer Strafgesetze Rechnung getragen, sondern 
auch die ausdrückliche Anweisung der §§ 158, 164, 221 
StPO befolgt.

Wie bereits angeführt, besagt der materielle Ver­
brechensbegriff, daß ein Verbrechen eine gesellschafts­
gefährliche, moralisch-politisch-verwerfliche, straf­
rechtswidrige und strafbare Handlung ist. Daraus sind 
für die Strafrechtspraxis einige wichtige Konsequenzen 
zu ziehen. Die von unserem Staat erlassenen Straf­
gesetze verbieten nur solche Handlungen, die gesell­
schaftsgefährlich sind. Die Gesellschaftsgefährlichkeit 
einer Handlung ist der Grund der Strafbarkeitserklä­
rung. Ausgehend von dieser Erkenntnis ist zu schluß­
folgern, daß die Tatbestände der Strafrechtsnormen 
nur Handlungen erfassen sollen, die gesellschafts­
gefährlich sind. Die Tatbestände als begriffliche Fixie­
rung bestimmter Verbrechen könhen die Beschaffenheit 
und die Gestalt der Verbrechen nur annähernd exakt 
erfassen. Sie können z. B. bestimmte Ausnahme­
situationen, in denen die beschriebene Handlung man­
gels Gesellschaftsgefährlichkeit kein Verbrechen ist, 
nicht unmittelbar berücksichtigen. Um aber diesen 
Mangel der Tatbestände auszugleichen, regelt das Straf­
gesetzbuch diese Ausnahmesituationen in besonderen 
Bestimmungen. Deshalb enthält unser Strafgesetzbuch 
die Bestimmungen über Notwehr, Notstand und Nöti­
gungsstand. Ferner haben bestimmte Gründe, die den 
verbrecherischen Charakter einer Handlung ausschlie­
ßen, weil solche Handlungen nach den Bestimmungen 
anderer Rechtsgebiete — wie Zivilrecht und Verwal­
tungsrecht — rechtmäßig sind, gewohnheitsrechtlich 
Geltung erlangt. Alle diese Bestimmungen besagen 
generell, daß eine Handlung, die dem Schein nach einem 
Tatbestand unseres Strafrechts entspricht, aber nicht 
gesellschaftsgefährlich ist, weil, sie unter den Bedingun­
gen einer der dort geregelten Ausnahme Situationen 
(z. B Notwehr) begangen wurde, kein Verbrechen dar­
stellt und deswegen nicht bestraft werden darf. Das ist 
die e r s t e  K o n s e q u e n z ,  die aus dem materiellen 
Verbrechensbegriff gezogen werden muß.

Die Gesellschaftsgefährlichkeit ist aber nicht nur in 
jenen Ausnahmesituationen ausgeschlossen, die dem 
Handelnden gestatten, scr zu handeln, wie er gehandelt 
hat, sondern auch in einer zweiten Gruppe von Fällen. 
Es gibt Handlungen, die dem Scheine nach dem Tat­
bestand einer Strafrechtsnorm entsprechen, aber die 
nicht gesellschaftsgefährlich sind, weil sie entweder 
geringfügig sind oder keine schädlichen Folgen auf­
weisen. Auch diese Handlungen sind nur dem 
Scheine nach tatbestandsmäßig. Die Tatbestände sollen 
nur gesellschaftsgefährliche Handlungen beschreiben. 
Aber die menschlichen Begriffe vermögen das Wesen 
der begangenen Handlung in vielen Fällen nur unge­
nau zu erfassen. So kann man z. B. den Diebstahl von 
Volkseigentum nur als die Wegnahme einer im Volks­
eigentum stehenden beweglichen Sache, in der Absicht, 
sich diese zuzueignen, beschreiben. Unter den Begriff 
„Sache“ fallen sowohl Gegenstände von sehr großem 
als auch von sehr geringem Wert (z. B. ein Bleistift). 
Es ist klar ersichtlich, daß der Diebstahl einer derart 
geringwertigen Sache weder gesellschaftsgefährlich ist, 
noch daß solche Handlungen unter den Tatbestand 
fallen sollen. Um eine formalistische Anwendung des 
Strafrechts zu verhüten, ist es daher notwendig, eine 
allgemein gültige Regel für diese Fälle aufzustellen, in 
der erklärt wird, daß solche Handlungen keine Ver­
brechen darstellen und daher nicht bestraft werden 
dürfen. Das sowjetische Strafrecht enthält in der An­
merkung zu Art. 6 des UK der RSFSR eine diesbezüg­
liche Regel. Hier wird, nachdem in Art. 1 und Art. 6 
der materielle Verbrechensbegriff festgelegt worden ist, 
bestimmt:

„Kein Verbrechen ist eine Handlung, die zwar 
formal die Tatbestandsmerkmale irgendeines Para­
graphen dieses Gesetzbuches verwirklicht, jedoch 
wegen ihrer offensichtlichen Geringfügigkeit und

mangels schädlicher Folgen des gesellschaftsgefähr­
lichen Charakters entbehrt“.3)

Wenngleich unser Strafgesetzbuch eine solche Be­
stimmung nicht enthält, so ist sie doch — wie vorher 
bewiesen wurde — ein notwendiger Bestandteil unseres 
Strafrechts. Das kommt auch in den §§ 158, 164, 221 
unserer neuen Strafprozeßordnung als allgemein gel­
tender Grundsatz zum Ausdruck. Wir können dies wie 
folgt formulieren: Eine Handlung, die nur dem Schein 
nach dem Tatbestand einer Strafrechtsnorm entspricht, 
die aber infolge Geringfügigkeit oder mangels schäd­
licher Folgen keine Gesellschaftsgefährlichkeit aufweist, 
ist kein Verbrechen. Mit dieser uneingeschränkten 
Anwendung des materiellen Verbrechensbegriffs ist 
jeder Formalismus in der Strafrechtspraxis unmöglich 
geworden. Die konsequente Anwendung des materiellen 
Verbrechensbegriffs findet auch die Zustimmung un­
serer Werktätigen. So erklärte ein Schöffe in der 
Schöffenschulung in Ilsenburg vom 24. Oktober 1954, 

„daß nirgendwo der Unterschied zwischen der 
formalen Gesetzesanwendung durch die bürgerliche 
Rechtsprechung und der auf der Grundlage unserer 
Arbeiter- und Bauernmacht beruhenden Straf­
praxis so augenscheinlich hervortrete wie bei dieser 
konsequenten Anwendung des materiellen Ver­
brechensbegriffs“.

In manchen Seminaren zur Strafpolitik wurde die 
Frage aufgeworfen, ob die Gesellschaftsgefährlichkeit 
nunmehr ein „Tatbestandsmerkmal“ sei. Diese Frage 
muß entschieden verneint werden. Es gibt nicht einen 
einzigen Tatbestand, der zusätzlich zu den Tatbestands­
merkmalen, die die objektiven und subjektiven Um­
stände des Verbrechens beschreiben, auch ein Tatbe­
standsmerkmal „gesellschaftsgefährlich“ enthielte. 
Wäre das der Fall, so müßte neben den objektiven und 
subjektiven Tatsachen des Verbrechens noch eine 
weitere Tatsache, ein weiterer Umstand auftreten, den 
man als „gesellschaftsgefährlich“ bezeichnen könnte. 
Eben das aber ist nicht der Fall und kann auch nicht 
der Fall sein. Die „Gesellschaftsgefährlichkeit“ ist kein 
besonderer Umstand, sondern eine Eigenschaft des Ver­
brechens. Sie ergibt sich aus der Gesamtheit der Um­
stände des Verbrechens, hängt also z. B. davon ab, 
welches Objekt angegriffen wurde, welcher Schaden 
angerichtet wurde, in welcher Art und Weise der Ver­
brecher vorging, welche Ziele er mit seinem Tun und 
Unterlassen verfolgte, und hängt ferner von dem Ein­
fluß seiner Persönlichkeit auf den Charakter der Hand­
lung ab. Die Gesellschaftsgefährlichkeit ergibt sich also 
aus den konkreten Tatsachen der begangenen Hand­
lung, steht aber nicht also besondere Tatsache neben 
der Handlung. Deshalb kann es auch kein Tatbestands­
merkmal geben, das lediglich die Gesellschaftsgefähr­
lichkeit beschreiben würde. Vielmehr beschreibt der 
Tatbestand — wenn manchmal auch nicht ganz voll­
kommen — vermittels der Gesamtheit seiner Merkmale 
die Gesellschaftsgefährlichkeit eines bestimmten Ver­
brechens. Diese Erkenntnis aber ist für die Recht­
sprechung und die Einhaltung der Gesetzlichkeit von 
größter Bedeutung. Ob eine Handlung gesellschaftsge­
fährlich ist oder nicht, hängt nicht von dem Belieben 
desjenigen ab, der sie beurteilt, sondern davon, welche 
konkreten, nachprüfbaren Tatsachen Vorgelegen haben.

Bei dem Ausschluß der Gesellschaftsgefährlichkeit 
einer Handlung infolge Vorliegens von Rechtfertigungs­
gründen wird von den entsprechenden Bestimmungen 
die Situation, in der die gerechtfertigte Handlung vor­
genommen wurde, exakt beschrieben. Der Tatbestand, 
der auf diese Umstände in seinem Wortlaut zunächst 
keine Rücksicht nimmt, wird hierdurch in seiner 
Geltung auf gesellschaftsgefährliche Handlungen be­
grenzt. Beim Ausschluß der Gesellschaftsgefährlichkeit 
wegen Geringfügigkeit oder mangels schädlicher Folgen 
werden durch diese Regel ebenfalls bestimmte Tat­
sachen exakt beschrieben. Auch auf diese besondere 
Lage kann der Tatbestand der speziellen Normen des 
besonderen Teils des Strafrechts in seinem Wortlaut 
zunächst keine Rücksicht nehmen. Indem aber diese

3) Es sei hier am Rande vermerkt, daß diese Bestimmung 
natürlich nicht der materielle Verbrechensbegriff ist — wie 
manche zu glauben scheinen —, sondern nur eine Konsequenz 
aus dem Verbrechensbegriff. Es kann wohl niemand ernstlich 
glauben, daß eine Bestimmung, die uns sagt, was aus be­
stimmten Gründen kein Verbrechen ist, einen Verbrechens­
begriff darstellt.
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